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Die Insolvenz von Vertragsärzten spielt 
quantitativ zwar nach wie vor keine be-
deutende Rolle. In der Radiologie können 
jedoch gerade größere Praxisstrukturen, 
wie überörtliche Gemeinschaftspraxen 
und MVZ, durch unwirtschaftliches Ver-
halten der Gesellschafter oder auch durch 
unvorhergesehene Veränderungen in der 
vertragsärztlichen Honorarsituation in 
eine wirtschaftliche Schieflage geraten. 
Eine dünne Kapitaldecke führt dann häu-
fig zu einer Überschuldung und einer an-
schließenden Zahlungsunfähigkeit. Dies 
zeigt das Beispiel einer Hamburger Radio-
logiegesellschaft, die mit ihren insgesamt 
7 MVZ-Gesellschaften Ende des Jahres 
2012 in die Insolvenz geraten ist.

Die Durchführung eines Insolvenzverfah-
rens in einer Arztpraxis ist auch für erfah-
rene Insolvenzverwalter in rechtlicher 
und tatsächlicher Hinsicht anspruchsvoll, 
da verschiedene Rechtsgebiete zu beach-
ten und aufeinander abzustimmen sind. 
Die hat Auswirkungen zum einen auf die 
klassischen Beteiligten des Insolvenzver-
fahrens (Gläubiger, Schuldner und Insol-
venzverwalter), aber auch auf die Patien-
ten und die Kassenärztlichen Vereinigun-
gen (KV). Dabei sind die Rechte und Pflich-
ten aus der Insolvenzordnung mit den Be-
sonderheiten des Vertragsarztrechts ge-
gen- und miteinander abzugrenzen. Dies 
gilt insbesondere für den Bereich der ver-

tragsärztlichen Leistungsabrechnung ge-
genüber den Kassenärztlichen Vereini-
gungen. Oftmals hat der insolvente Ver-
tragsarzt nur noch ein geringes Interesse 
an der Durchführung der Abrechnung ge-
genüber der KV, da die Vergütung über-
wiegend oder vollständig an seine Gläubi-
ger weitergeleitet wird. Der nachfolgende 
Beitrag beschäftigt sich mit den Rechten 
und Pflichten von Insolvenzverwaltern 
und Vertragsärzten im Rahmen des Insol-
venzverfahrens, aber auch mit den ent-
sprechenden Gefahren. Er setzt sich dabei 
auch mit den Mitwirkungsrechten und 
-pflichten der betroffenen Vertragsärzte 
und den entsprechenden Befugnissen der 
Insolvenzverwalter auseinander.

Einleitung: Überblick über die  
Anzahl der Insolvenzen von  
Vertragsärzten

▼▼
Bei den Insolvenzen von Vertragsärzten1 
handelt es sich um einen Themenbereich, 
der eher ein Schattendasein führt. Eine 
aktuelle Statistik ist insoweit nicht be-
kannt. Die wohl aktuellsten Zahlen stam-
men von der Wirtschaftsauskunftsdatei 
Creditreform aus den Jahren 2005 bzw. 
2006.2 Im Jahr 2005 betrug die Zahl der 
Insolvenzen von Arzt- und Zahnarztpra-
xen insgesamt 240 bei insgesamt ca. 
175.000 niedergelassenen Ärzten und 

Zahnärzten;3 dies entspricht einer Insol-
venzquote von ca. 0,15 Prozentpunkten. 
Die Zahl der niedergelassenen Ärzte und 
Zahnärzte ist in den folgenden Jahren re-
lativ konstant geblieben; im Jahr 2010 be-
trug diese Zahl ca. 176 000.4 Daraus könn-
te man ableiten, dass sich auch die Zahl 
der Insolvenzen nicht wesentlich verän-
dert haben dürfte. Zum Vergleich dazu 
branchenübergreifend die Zahl der Insol-
venzen: Im Jahr 2005 betrug die Anzahl 
der Insolvenzen insgesamt 36.843 bei ins-
gesamt 3 036 758 umsatzsteuerpflichti-
gen Unternehmen;5 dies entspricht einer 
Quote von ca. 1,21 Prozentpunkten. Im 
Jahre 2010 gab es 3 165 286 umsatzsteu-
erpflichtige Unternehmen und 31 998 In-
solvenzen,6 was einer Quote von 1,16 Pro-
zentpunkten entspricht.7 Auf Ärzte und 
Zahnärzte bezogen ist insgesamt 
festzustellen, dass Vertragsärzte und 
Vertragszahnärzte wohl generell einem 
erheblich geringeren Insolvenzrisiko 
ausgesetzt sind, als dies im Durchschnitt 
der Unternehmen in Deutschland der Fall 
ist.

Rechte und Pflichten von niedergelassenen 
Radiologen im Insolvenzverfahren
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Vor diesem Hintergrund soll nunmehr er-
örtert werden, wie sich die Situation dar-
stellt, wenn über das Vermögen eines Arz-
tes ein Insolvenzverfahren eröffnet wor-
den ist, dieser aber noch Forderungen aus 
vertragsärztlich erbrachten Leistungen 
gegen seine Kassenärztliche Vereinigung 
hat, seinen Mitwirkungspflichten inso-
weit aber nicht nachkommt. Denn Folge 
der unzureichenden Mitwirkung ist zum 
einen, dass die Ansprüche der Gläubiger 
beeinträchtigt werden können. Weitere 
Folge ist, dass mit Eröffnung des Insolven-
zverfahrens die Verwaltungs- und Verfü-
gungsbefugnis über das Vermögen des in-
solventen Vertragsarztes auf den Insol-
venzverwalter übergeht, der insoweit 
eine besondere Pflichtenstellung ein-
nimmt.8 Wenn es der Insolvenzverwalter 
daher unterlässt, Forderungen des insol-
venten Vertragsarztes geltend zu machen, 
macht er sich selber möglicherweise 
strafbar.9

Rechtliche Grundlagen
▼▼

Das Vertragsarztrecht ist im Wesentlichen 
im SGB V geregelt; ergänzende Regelun-
gen finden sich in Verordnungen und Ver-
trägen. Rechtsgrundlage für Honorarver-
teilungsbestimmungen ist § 87b SGB V. 
Danach verteilen die Kassenärztlichen 
Vereinigungen  die Gesamtvergütungen 
an die Vertragsärzte getrennt für die Be-
reiche hausärztlichen und fachärztlichen 
Versorgung (§ 73 SGB V). Seit Inkrafttre-
ten des GKV-Versorgungsstrukturgeset-
zes zum 1.1.2012 (GKV-VStG) beschließen 
die Vertreterversammlungen der KVen 
die Honorarverteilungsregeln per Hono-
rarverteilungsmaßstab (HVM);10 als Bei-
spiel für die weiteren Ausführungen dient 
der Honorarverteilungsmaßstab der KV 
Nordrhein vom 15.5.2012, der sich seit 
dem 1.7.2012 in Kraft befindet.11

Auf der anderen Seite befasst sich das In-
solvenzrecht als Teil des Zivilrechts in ver-
fahrens- und materiellrechtlicher Hin-
sicht mit den Rechten von Gläubigern bei 
der Insolvenz von Schuldnern. Eröff-
nungsgründe für ein Insolvenzverfahren 
sind nach §§ 16 ff. Insolvenzordnung 
(InsO) Zahlungsunfähigkeit, drohende 
Zahlungsunfähigkeit und Überschuldung. 
Das Ziel eines Insolvenzverfahrens be-
steht darin, entweder die Zahlungsfähig-
keit wieder herzustellen oder das Unter-
nehmen durch geordnete Abwicklung 
aufzulösen.12 Mit Eröffnung des Insolven-
zverfahrens geht das Recht des Schuld-

ners, das zur Insolvenzmasse gehörende 
Vermögen zu verwalten und über es zu 
verfügen, auf den Insolvenzverwalter 
über. Die rechtlichen Grundlagen des In-
solvenzverfahrens sind in der InsO festge-
legt.

Beide Rechtsbereiche, d. h. das SGB V und 
die InsO stehen von ihrem Gesetzesrang 
auf einer Ebene. Es ergibt sich keine An-
wendbarkeit von Kollisionsregeln. In An-
lehnung an das Prinzip der sog. prakti-
schen Konkordanz folgt daraus für die ein-
gangs benannte Problematik, dass die je-
weils geschützten Rechtsbereiche in der 
Problemlösung einander so zugeordnet 
werden müssen, dass jedes von ihnen 
Wirklichkeit gewinnt. Insbesondere müs-
sen beiden Bereichen Grenzen gesetzt 
werden, damit beide zu optimaler Wirk-
samkeit gelangen können.13

Fortsetzung der Vertragsarzt­
praxis nach Insolvenzeröffnung

▼▼
Bei einer Insolvenz seiner Vertragsarzt-
praxis kann der Vertragsarzt diese mit 
fachlicher Unabhängigkeit fortführen. 
Dies ergibt sind unmittelbar aus § 95 Abs. 
6 S. 1 SGB V. Danach ist die Zulassung zu 
entziehen, „wenn ihre Voraussetzungen 
(Anm. d. Verf.: für eine Zulassung) nicht 
oder nicht mehr vorliegen, der Vertragsarzt 
die vertragsärztliche Tätigkeit nicht auf-
nimmt oder nicht mehr ausübt oder seine 
vertragsärztlichen Pflichten gröblich ver-
letzt.“

Eine Insolvenz stellt jedoch in der Regel 
keine „gröbliche vertragsärztliche Pflicht-
verletzung“ dar. Nach der Rechtsprechung 
des Bundessozialgerichts (BSG) ist eine 
Pflichtverletzung dann gröblich, wenn sie 
so schwer wiegt, dass ihretwegen die Ent-
ziehung zur Sicherung der vertragsärztli-
chen Versorgung notwendig ist. Davon ist 
dann auszugehen, wenn durch sie das Ver-
trauen der vertragsärztlichen Institutio-
nen in die ordnungsgemäße Behandlung 
der Versicherten und in die Rechtmäßig-
keit der Abrechnungen durch den Ver-
tragsarzt so gestört ist, dass ihnen eine 
weitere Zusammenarbeit mit dem Ver-
tragsarzt nicht mehr zugemutet werden 
kann. Nicht erforderlich ist, dass den Ver-
tragsarzt ein Verschulden trifft; auch un-
verschuldete Pflichtverletzungen können 
zur Zulassungsentziehung führen.14 Die 
Zulassungsentziehung darf unter Berück-
sichtigung des Verhältnismäßigkeits-
grundsatzes nur ausgesprochen werden, 

wenn sie das einzige Mittel zur Sicherung 
und zum Schutz der vertragsärztlichen 
Versorgung ist (ultima ratio).15 Da vor die-
sem Hintergrund in einer Insolvenz an 
sich keine gröbliche Pflichtverletzung im 
Sinne des § 95 Abs. 6 S. 1 SGB V zu sehen 
ist, hat diese in der Regel keine Auswir-
kungen auf die vertragsärztliche 
Zulassung.16

Es kommt hinzu, dass die vertragsärztli-
che Zulassung nach der Rechtsprechung 
des BSG nicht in die Insolvenzmasse fällt. 
Die Zulassung als Vertragsarzt stellt sich 
als Zuerkennung einer öffentlich-rechtli-
chen Berechtigung durch Stellen staatli-
cher Verwaltung, nämlich der Zulassungs- 
und Berufungsausschüsse (§§ 96, 97 SGB 
V), dar. Mit ihr wird dem Berechtigten die 
Befugnis übertragen, im System der ge-
setzlichen Krankenversicherung die Ver-
sicherten gesetzlicher Krankenkassen mit 
Wirkung für diese zu behandeln. Die Zu-
lassung ist daher untrennbar mit der Per-
son des Berechtigten verbunden. Als sol-
chermaßen ausgestaltete öffentlich-
rechtliche Berechtigung ist die Zulassung 
als Vertragsarzt ebensowenig übertragbar 
oder pfändbar wie etwa der Status als 
Rechtsanwalt.17 Als öffentlich-rechtliche 
Berechtigung kann die Zulassung bei Ver-
mögensverfall des Vertragsarztes nicht in 
die Konkursmasse fallen mit der Folge, 
dass der Konkursverwalter über sie verfü-
gen und sie verwerten könnte.18 Sämtliche 
Anträge in Bezug auf die Zulassung, wie 
z. B. der Verzicht, die Durchführung des 
Ausschreibungsverfahrens nach § 103 
Abs. 4 SGB V oder die Verlegung der Zulas-
sung können daher nur durch den Ver-
tragsarzt persönlich und nicht durch den 
Insolvenzverwalter gegenüber den Zulas-
sungsgremien beantragt werden.

Ein weiterer Aspekt ergibt sich aus § 80 
Abs. 1 InsO. Danach geht das Recht des 
Schuldners, das zur Insolvenzmasse gehö-
rende Vermögen zu verwalten und über es 
zu verfügen, mit Eröffnung des Insolvenz-
verfahrens auf den Insolvenzverwalter 
über. Man könnte daher zunächst davon 
ausgehen, dass der Insolvenzverwalter die 
Vertragsarztpraxis umfassend betreibt. 
Dass dem aber nicht so ist, versteht sich 
grundsätzlich von selbst. Denn nur der 
Vertragsarzt verfügt über das fachliche 
Wissen; eine Fortführung durch einen In-
solvenzverwalter ist daher rechtlich nicht 
möglich ist, jedenfalls soweit er nicht nach 
§ 2 Abs. 1 BÄO auch approbierter Arzt ist.19 
Zudem ist zu bedenken, dass oftmals zwi-
schen Arzt und seinen Patienten ein be-
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sonderes Vertrauensverhältnis besteht. 
Folge ist, dass der Insolvenzverwalter in-
soweit nicht an die Stelle des Vertragsarz-
tes als Schuldner treten darf und kann.

Soweit der Fortsetzung der Vertragsarzt-
praxis auch keine weiteren Gründe entge-
genstehen (z. B. Berufsordnung, Approba-
tion nach BÄO)20 darf der Vertragsarzt sei-
ne Praxis auch nach Insolvenzeröffnung 
weiter betreiben. Andererseits verliert 
der Vertragsarzt als Insolvenzschuldner 
die Verfügungsbefugnis über sein Vermö-
gen. Dies gilt nur dann nicht, wenn es sich 
um eine höchstpersönliche Angelegen-
heit des Schuldners, wie z. B. Erbschafts-, 
Scheidungs- oder Strafverfahren, oder um 
sonstige Rechtsstreitigkeiten über insol-
venzfreies Vermögen handelt. Einkünfte 
aus einer Tätigkeit als Vertragsarzt sind 
jedoch keine höchstpersönlichen Rechte, 
sondern gehören in vollem Umfang zur In-
solvenzmasse und sind an den Insolvenz-
verwalter auszukehren.21

Vergütungsanspruch gegen die 
Kassenärztliche Vereinigung

▼▼
Wesentlich für die vertragsärztliche Ver-
gütung ist der Honorarverteilungsmaß-
stab (HVM), im Bereich der KVNO der 
HVM der KV Nordrhein vom 15.5.2012, in 
Kraft seit dem 1.7.2012.22 Im Rahmen ei-
nes Insolvenzverfahrens ist jedoch frag-
lich, wer die Rechnungslegung vornimmt. 
Infrage kommen insoweit der Vertrags-
arzt und / oder der Insolvenzverwalter.

Abrechnung, Rechnungslegung
Nach § 1 Abs. 1 HVM KVNO sind grund-
sätzlich alle zur ärztlichen Behandlung 
und Betreuung gehörenden Leistungen im 
Rahmen der vertragsärztlichen Versor-
gung gemäß § 73 Abs. 2 SGB V abrech-
nungsfähig, mit Ausnahme der zahnärzt-
lichen und kieferorthopädischen Behand-
lung und der Versorgung mit Zahnersatz 
einschließlich Zahnkronen und Supra-
konstruktionen nach Maßgabe der Nrn. 2 
und 2a des § 73 Abs. 2 SGB V. Die Leistun-
gen müssen nach den für die Durchfüh-
rung maßgeblichen Bestimmungen des 
SGB V und der darauf gründenden Rege-
lungen erbracht worden sein. Nicht ab-
rechnungsfähig sind u. a. Untersuchungen 
und Behandlungen aus betriebsärztlicher 
Tätigkeit, die Selbstbehandlung sowie die 
Behandlung von Familienangehörigen 
oder Leistungen im Auftrag des medizini-
schen Dienstes.

Nach § 1 Abs. 2 HVM KVNO ist die Abrech-
nung vertragsärztlicher Leistungen quar-
talsweise vorzunehmen. Die Rechnungs-
legung ist persönlich – ohne die Einschal-
tung von Dritten, insbesondere sog. Ver-
rechnungsstellen, soweit nicht ausdrück-
lich gesetzlich oder vertraglich vorgese-
hen – vorzunehmen. Die aufgrund unzu-
lässiger Datenverarbeitung erstellte Ab-
rechnung darf nicht verwendet werden 
und wird zurückgewiesen.

Im Falle einer sich im Insolvenzverfahren 
befindlichen Vertragsarztpraxis könnte 
für die Rechnungslegung aus dem Wort-
laut des § 80 Abs. 1 InsO folgen, dass diese 
ausschließlich vom Insolvenzverwalter 
als zentrale Figur des Insolvenzverfahrens 
und nicht vom Vertragsarzt vorgenom-
men werden darf;23 denn dem Insolvenz-
verwalter wird grundsätzlich ohne Ein-
schränkungen die Verwaltungs- und Ver-
fügungsbefugnis über das Vermögen des 
Schuldners übertragen.24 Hierfür spricht 
auch, dass nach § 56 Abs. 1 InsO das Insol-
venzgericht eine für den jeweiligen Ein-
zelfall geeignete, insbesondere geschäfts-
kundige Person als Insolvenzverwalter zu 
bestellen hat. Auch heißt es in § 148 Abs. 1 
InsO, dass der Insolvenzverwalter nach 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens das 
gesamte zur Insolvenzmasse gehörende 
Vermögen sofort in Besitz und Verwal-
tung zu nehmen hat. Allein vor diesen 
Hintergründen wäre der Insolvenzver-
walter grundsätzlich in der Lage, die Ab-
rechnung anhand der vorhandenen Doku-
mentation des Vertragsarztes zu erstellen.

Gegen die Annahme einer Rechnungsle-
gung durch den Insolvenzverwalter beste-
hen jedoch erhebliche Bedenken. Denn 
wenn der Insolvenzverwalter die ärztli-
che Dokumentation sichtet, steht damit 
gleichzeitig ein Verstoß gegen die ärztli-
che Schweigepflicht im Raum. Unter den 
Begriff Dokumentation ist eine Zusam-
menstellung von Beweisstücken zu ver-
stehen, die der Arzt oder andere Hilfsper-
sonen des Arztes im Zuge der Behandlung 
entweder selbst erzeugt oder vom Patien-
ten oder einem Dritten erhalten hat. Eine 
Dokumentation umfasst daher u. a. fol-
gende Unterlagen: Ärztliche Niederschrif-
ten, Krankenkarteikarten, OP-Berichte, 
Röntgenaufnahmen, MRT-Bilder, Video-
aufnahmen einer OP oder Lichtbilder.25 
Hieraus lässt sich ein Anspruch des Pati-
enten auf Einhaltung der Schweigepflicht 
herleiten, dessen Grundlage sich aus dem 
allgemeinen Persönlichkeitsrecht nach 
Art. 1 Abs. 1, Art. 2 Abs. 1 GG ergibt. Der 

dahinter stehende Zweck besteht zum ei-
nen im Schutz der Geheimsphäre des ein-
zelnen Patienten und zum anderen in dem 
Interesse der Allgemeinheit, dass das Ver-
trauensverhältnis zwischen Ärzten und 
Patienten nicht beeinträchtigt werden 
darf.26

Wenn nun der Insolvenzverwalter ohne 
Einwilligung oder entgegen dem Willen 
der jeweiligen Patienten des Vertragsarz-
tes Einblick in diese Unterlagen nimmt, 
um Abrechnungen erstellen zu können, 
könnte hierin ein Verstoß des Vertrags-
arztes gegen die Berufsordnungen für die 
in Deutschland tätigen Ärztinnen und 
Ärzte (MBO) zu sehen sein. Nach § 9 Abs. 
1 S. 1 MBO haben Ärztinnen und Ärzte 
über das, was ihnen in ihrer Eigenschaft 
als Ärztin oder Arzt anvertraut oder be-
kannt geworden ist – auch über den Tod 
der Patientin oder des Patienten hinaus – 
zu schweigen.27 Ein Verstoß kann nach 
den Heilberufsgesetzen der Länder mit ei-
ner Geldbuße bis zu 50 000,00 EUR oder 
mit der Feststellung der Unwürdigkeit zur 
Ausübung des Berufs geahndet werden.28

Darüber hinaus könnte auch ein Verstoß 
des Arztes gegen § 203 Abs. 1 Nr. 1 StGB 
angenommen werden. Danach wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft, wer unbefugt ein 
fremdes Geheimnis, namentlich ein zum 
persönlichen Lebensbereich gehörendes 
Geheimnis oder ein Betriebs- oder Ge-
schäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als 
Arzt anvertraut worden oder sonst be-
kanntgeworden ist. Nicht richtig sein 
dürfte die insolvenzrechtliche Entschei-
dung des LG Berlin sein, nach der eine 
Strafbarkeit des Arztes infolge der Erfül-
lung der Verpflichtung aus § 22 Abs. 3 Satz 
2 InsO („Der Schuldner hat dem vorläufigen 
Insolvenzverwalter Einsicht in seine Bücher 
und Geschäftspapiere zu gestatten.“)29 
nicht gegeben ist. Denn Tatbestandsvor-
aussetzung des § 203 StGB sei die „unbe-
fugte“ Offenbarung eines fremden Ge-
heimnisses. „Unbefugt“ könne aber nicht 
handeln, wer aufgrund besonderer Geset-
ze zur Offenbarung berechtigt oder ver-
pflichtet sei.30 Soweit das Gesetz – wie 
§ 22 Abs. 3 InsO – einen Anspruch auf Aus-
kunft oder Einsicht geben würde, welcher 
die Offenbarung eines fremden Geheim-
nisses einschließt, wäre die Erfüllung die-
ses Anspruchs durch den Schweigepflich-
tigen mit Wirkung für das Strafrecht ge-
rechtfertigt. Der Auffassung des LG Berlin 
ist jedoch wohl nicht zu folgen. Es beste-
hen insoweit verfassungsrechtliche Be-
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denken, da das allgemeine Persönlich-
keitsrecht des einzelnen Patienten nach 
Art. 1 Abs. 1, Art. 2 Abs. 1 GG im Rahmen 
einer Abwägung sicherlich schwerer wie-
gen dürfte, als das letztlich rein finanziel-
le Interesse der Gläubiger.31

Vor diesen Hintergründen ist eine Rech-
nungslegung durch den Insolvenzverwal-
ter unzulässig. Vielmehr ist die Rech-
nungslegung in Übereinstimmung mit § 1 
Abs. 2 HVM KVNO von dem Vertragsarzt 
persönlich vorzunehmen.

Gesamterklärung
Nach § 1 Abs. 4 HVM KVNO ist Vorausset-
zung der Abrechnung, dass die Vertrags-
ärzte die vom Vorstand der KVNO für die 
Abrechnung festgesetzten Erklärungen 
auf Vordruck (Gesamtaufstellung) ord-
nungsgemäß und vollständig abzugeben 
haben. Dabei sind von den Vertragsärzten 
die für das jeweilige Quartal von der 
KVNO zur Verfügung gestellten Vordrucke 
zu benutzen. In der Gesamtaufstellung ist 
durch Unterschrift zu bestätigen, dass der 
Unterzeichner die Verantwortung für die 
Erfüllung der Abrechnungsvoraussetzun-
gen trägt, weil er sie selbst erfüllt oder 
sich von deren Erfüllung persönlich über-
zeugt hat. Eine Veränderung des Erklä-
rungstextes führt zur Unwirksamkeit.

Auch die Abgabe der Gesamterklärung 
durch den Insolvenzverwalter ist unzuläs-
sig. Sie ist in Übereinstimmung mit § 1 
Abs. 4 HVM KVNO aus den unter 1. be-
nannten Gründen ausschließlich von dem 
Vertragsarzt persönlich abzugeben.

Insolvenzrechtlicher Anspruch 
gemäß §§ 97, 98 InsO
Soweit der insolvente Vertragsarzt sich 
weigern sollte, die Abrechnung und / oder 
die Gesamtaufstellung nach § 1 Abs. 1 und 
4 HVM KVNO zu erstellen, ergibt sich eine 
entsprechende Verpflichtung aus §§ 97, 
98 InsO, die die Auskunfts- und 
Mitwirkungspflichten des Vertragsarztes 
als Schuldner normieren, wobei es 
vorliegend wohl mehr um die 
Mitwirkungs- und weniger um die 
Auskunftspflicht geht. Dabei ist zu 
berücksichtigen, dass ein insolventer 
Vertragsarzt an einer Mitwirkung ggf. 
kein Interesse haben könnte, soweit die 
sich aus seiner Rechnungslegung bzw. 
Gesamtaufstellung ergebenden Vergütung 
an seine Gläubiger weitergeleitet würde.

Nach § 97 InsO ist der Vertragsarzt als 
Schuldner verpflichtet, dem Insolvenzge-
richt oder dem Insolvenzverwalter über 
alle das Verfahren betreffenden Verhält-
nisse Auskunft zu geben. Er hat den Ver-
walter bei der Erfüllung von dessen Auf-
gaben zu unterstützen. Der Vertragsarzt 
ist auch verpflichtet, sich auf Anordnung 
des Gerichts jederzeit zur Verfügung zu 
stellen, um seine Auskunfts- und Mitwir-
kungspflichten zu erfüllen. Er hat alle 
Handlungen zu unterlassen, die der Erfül-
lung dieser Pflichten zuwiderlaufen.32 § 98 
InsO listet die Zwangsmittel zur Durchset-
zung der Pflichten des Vertragsarztes als 
Schuldner auf. Danach kann das Gericht 
den Schuldner zwangsweise vorführen 
und nach Anhörung und unter Beachtung 
des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit 
in Haft nehmen lassen.33

Aus den Vorschriften der §§ 97, 98 InsO 
folgt, dass der Vertragsarzt mit den Mit-
teln der InsO dazu gebracht werden kann, 
die Abrechnung und / oder die Gesamtauf-
stellung nach § 1 Abs. 1 und 4 HVM KVNO 
zu erstellen. Keinesfalls darf dies ersatz-
weise von dem Insolvenzverwalter durch-
geführt werden.

Fristen für die Einreichung von 
Abrechnungsunterlagen
Die Abrechnungsfristen sind in § 1 Abs. 5 
HVM KVNO geregelt. Danach sind die Ab-
rechnungsunterlagen innerhalb der in Ka-
pitel 3 der seit dem 1.7.2012 gültigen IT-
Richtlinie der KVNO genannten Abgabe-
termine einzureichen.

Kapitel 3 der IT-Richtlinie unterscheidet 
zunächst zwischen 2 Vorlagevarianten: 
zum einen die Übermittlung der Abrech-
nung mittels Datenträgern, zum anderen 
die leitungsgebundene elektronische 
Übermittlung. Für die Abgabe bzw. Über-
mittlung der Abrechnung mittels Daten-
träger gelten die von der jeweils zuständi-
gen Bezirksstelle der KVNO quartalsweise 
festgelegten Termine. Die leitungsgebun-
dene elektronische Abrechnung des je-
weiligen Quartals ist hingegen vom 27. 
Tag des 3. Quartalsmonats bis zum 12. Tag 
des ersten Monats im Folgequartal zu 
übermitteln. Beispiel für das Quartal 
2/2012: Die Abrechnung muss zwischen 
dem 27. Juni 2012 und dem 12. Juli 2012 
an die KVNO übermittelt werden. Bei bei-
den Übermittlungsvarianten sind Über-
mittlungen außerhalb der Fristen sowie 
nachträgliche Berichtigungen bzw. Ergän-
zungen lediglich nach Maßgabe von bzw. 

mit den Folgen aus § 1 Abs. 5 HVM mög-
lich.

Bei verspäteter Einreichung von Abrech-
nungsunterlagen finden die Regelungen 
nach § 1 Abs. 5 a) HVM KVNO Anwendung. 
Eine nachträgliche Berichtigung oder Er-
gänzung einer unvollständigen Abrech-
nung für eingereichte Abrechnungsschei-
ne kann der Arzt nach Abgabe der Abrech-
nungsunterlagen grundsätzlich nicht 
mehr geltend machen. Ausnahmsweise 
kann unter der Voraussetzung, dass die 
nachträgliche Korrektur nicht als gering-
fügig erscheint, eine Nachbearbeitung nur 
mit der Folge aus § 1 Abs. 5 b) HVM KVNO 
verlangt werden. Die Einreichung von Ab-
rechnungsunterlagen nach Ablauf eines 
Jahres, vom Ende des Kalendervierteljah-
res an gerechnet, in dem die Leistungen 
erbracht worden sind, ist ausgeschlossen. 
Nach § 1 Abs. 5 b) HVM KVNO gilt bei ver-
späteter Abrechnung folgendes: (1) Vor-
auszahlungen werden bis zur Vorlage der 
Abrechnungsunterlagen eingestellt bzw. 
ermäßigt. (2) Von dem anerkannten Ho-
noraranspruch für die verspätet einge-
reichte Abrechnung werden 10 %, jedoch 
maximal 10 000,00 EUR pauschaliert zur 
Deckung des zusätzlich entstehenden 
Aufwandes in Abzug gebracht. Von den 
vorgenannten Maßnahmen kann auf An-
trag ganz oder teilweise abgesehen wer-
den, wenn der Arzt nachweist, dass er die 
Einreichungsfrist ohne sein Verschulden 
versäumt hat.

Im Rahmen der Insolvenz eines Vertrags-
arztes wird man jedoch davon ausgehen 
müssen, dass diese relativ starren Rege-
lungen nicht zur Anwendung kommen, 
zumal dies rechtsmissbräuchlich sein 
dürfte. Hierfür spricht zum einen, dass es 
sich bei diesen Fristen wohl nicht um Aus-
schlussfristen handeln dürfte, da für die 
verspätete Einreichung von Abrechnungs-
unterlagen ausdrücklich Regelungen auf-
gestellt worden sind und da auch ansons-
ten nichts dafür ersichtlich ist, dass die 
Vertreterversammlung der KVNO, die den 
HVM erstellt hat, Ausschlussfristen erstel-
len wollte.34 Zum anderen können diese 
Fristen im Rahmen eines Insolvenzverfah-
rens nur schwerlich eingehalten werden; 
dies gilt insbesondere in dem Fall, dass die 
Abrechnung und / oder die Gesamtaufstel-
lung über die §§ 97, 98 InsO erstellt wer-
den müssen. Schließlich ist auch davon 
auszugehen, dass die Vertreterversamm-
lung der KVNO bei Erstellen des HVM si-
cherlich nicht eine mögliche Insolvenz 
von Vertragsärzten bedacht hat.
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Vor diesem Hintergrund wäre es sachge-
rechter, im Falle der Insolvenz von Ver-
tragsärzten für die Abrechnung die allge-
meinen Verjährungsfristen zur Anwen-
dung kommen zu lassen: Mangels speziel-
ler Vorschriften gilt in entsprechender 
Anwendung des § 45 Abs. 1 SGB I die im 
Sozialrecht grundsätzlich geltende 4-jäh-
rige Verjährungsfrist, sodass die Abrech-
nung und / oder die Gesamtaufstellung 
auch noch nach Ablauf der in nach § 1 Abs. 
5 HVM KVNO genannten Fristen 
eingereicht werden können;35 Verjäh-
rungsbeginn ist danach der Ablauf des Ka-
lenderjahres, an dem der Honoraran-
spruch des Vertragsarztes gegen die Kas-
senärztliche Vereinigung entstanden ist.

Zusammenfassung
▼▼

Zusammenfassend ist festzustellen, dass 
Vertragsarztpraxen auch nach Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens, mit grundsätz-
lich allen Rechten und Pflichten, die sich 
aus dem Betrieb einer Vertragsarztpraxis 
ergeben, fortgeführt werden können. Ins-
besondere haben insolvente Vertragsärz-
te Vergütungsansprüche gegen die Kas-
senärztliche Vereinigung. Soweit insol-
vente Vertragsärzte keine Quartalsab-
rechnungen und / oder Gesamtaufstellun-
gen erstellen, bestehen die Zwangsmittel 
der §§ 97, 98 InsO (u. a. Verhaftung); kei-
nesfalls dürfen die Insolvenzverwalter 
diese ersatzweise für die Vertragsärzte 
erstellen. Die Abrechnungen sind 
grundsätzlich innerhalb kurzer Fristen bei 
den Kassenärztlichen Vereinigungen ein-
zureichen; jedoch gilt im Rahmen der In-
solvenz von Vertragsärzten eine 4-jährige 
Verjährungsfrist.
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